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Antrag der Fraktion DIE LINKE.

Gesetz zur Änderung des Senatsgesetzes

Bremen gehört bekanntermaßen zu den ärmsten Bundesländern. Dies hat ausweis-
lich des Haushaltes ganz konkrete Auswirkungen, insbesondere auf die ärmeren
und auf Transferleistungen angewiesene Menschen, auf das Bildungssystem von der
Kita bis zur Hochschule, bis hin zur inneren Sicherheit, um nur einige wenige Punkte
aufzuführen. Umso unverständlicher ist daher die Tatsache, dass Mitglieder des Se-
nats, die nicht müde werden die knappen Kassen des Landes zur Begründung tiefer,
sozialer Einschnitte zu bemühen, neben ihren Gehältern nach B 11, das sind monat-
lich rund 10 650 ‡, weitere Einkünfte aus Aufsichtsratsmandaten und sonstigen Tä-
tigkeiten, die unmittelbar mit ihrem Amt zusammenhängen, behalten.

Angesichts der Finanz- und Haushaltslage des Landes, wie aber auch aus Gründen
der Glaubwürdigkeit, ist dieses Verhalten nicht akzeptabel.

Da ein freiwilliger Verzicht der betroffenen Senatorinnen und Senatoren auf derar-
tige Zusatzeinnahmen wohl nicht zu erwarten ist, ist eine Änderung des Senatsge-
setzes zwingend erforderlich.

Die Bürgerschaft (Landtag) möge beschließen:

Das Bremische Senatsgesetz vom 17. Dezember 1968, in der Fassung vom 19. De-
zember 2006, wird wie folgt geändert:

1. In § 4 wird folgender neuer Absatz 7 eingefügt:

„Alle Einnahmen aus Aufsichtsratstätigkeiten und vergleichbaren Tätigkeiten
sind an die Staatskasse abzuführen.“

2. Der jetzige Absatz 7 wird Absatz 8.
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